
  10.06.1991 

www.ris.bka.gv.at  Seite 1 von 1 

Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

10.06.1991 

Geschäftszahl 

91/12/0101 

Rechtssatz 

Vertritt ein Beamter die Auffassung, daß die durch eine nicht als Bescheid bezeichnete Weisung angeordnete 
Verwendungsänderung einer Versetzung gleichzuhalten sei und darum mit Bescheid zu verfügen gewesen wäre, 
so ist ihm die Möglichkeit eingeräumt, bei der zuständigen Dienstbehörde die Erlassung eines 
Feststellungsbescheides darüber zu beantragen, ob die Personalmaßnahme ohne Einhaltung des 
Formerfordernisses des § 38 Abs 5 BDG 1979 zulässig war. Er kann aber nicht die - keinen Bescheid 
darstellende - Weisung selbst beim Verwaltungsgerichtshof im Wege einer einen letztinstanzlichen Bescheid 
voraussetzenden Beschwerde gemäß Art 131 Abs 1 Z 1 B-VG anfechten. 


